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Kleine Anfrage 6670 
 
der Abgeordneten Dr. Werner Pfeil und Angela Freimuth   FDP 
 
 
 
Cybersicherheit: Riskiert die Landesregierung eine Klage in Brüssel? 
 
 
Die EU-Kommission hat mit der neuen „Richtlinie für Netzwerk- und 
Informationssysteme“ (NIS-2) die Mitgliedstaaten verpflichtet, für ihre Verwaltungen neue 
Sicherheitspflichten zu erfüllen. Die Richtlinie hätte bis Oktober 2024 umgesetzt werden 
müssen. 
 
Da die NIS-2-Richtlinie auch die öffentliche Verwaltung in landesrechtlichen Zuständigkeiten 
betrifft, hätten in Deutschland auch alle Bundesländer ihr Recht anpassen müssen. Nordrhein-
Westfalen ist seiner Pflicht bisher nicht nachgekommen.  
 
Kurz vor der Umsetzungsfrist teilte am 26.09.2024 Digital-Staatssekretär Sieveke im 
Ausschuss für Wohnen, Bauen und Digitalisierung mit, man werde die Frist erreichen.1 Am 
31.10.2024 erklärte Digitalministerin Scharrenbach im selben Ausschuss die Verzögerungen 
mit der noch zu regelnden Rolle der Kommunen und einem jüngst erlassenen 
Durchführungsakt der EU.2 Erst im dritten Quartal 2025 hat die Landesregierung mit dem so 
genannten Informationssicherheitsgesetz (Drucksache 18/14581) eine Umsetzung in 
Landesrecht vorgeschlagen, das sich aktuell in Beratungen des Landtags befindet.  
 
Aus dem Zuwarten der Landesregierung droht eine juristische Gefahr für den Gesamtstaat. 
Aus dem Prinzip der Unionstreue der Mitgliedstaaten gegen die EU (Art 4 Abs 3 EUV) ergibt 
sich die Pflicht, Unionsrecht umzusetzen. Wie in den jeweiligen Mitgliedsaaten intern die 
Kompetenzen etwa wegen föderalem Staatsaufbau verteilt sind, spielt dabei keine Rolle. (vgl. 
das Grundsatzurteil „Europäische Kommission gegen Belgien“ aus 1970, EuGH-Rs. 77/69) 
Wenn ein deutsches Bundesland EU-Recht nicht umsetzt, kann die EU-Kommission die 
Bundesrepublik insgesamt verklagen.  
 
In einer Anhörung zu dem Thema im Ausschuss für Wohnen, Bauen und Digitalisieren vom 
30. Oktober 2025 wurde deutlich, dass die EU-Kommission die Bundesregierung im Rahmen 
des so genannten Verwaltungsverfahrens bereits nach dem Umsetzungsstand befragt hat und 
die Bundesrepublik die Sachlage erläutert hat. Eine Klage vor dem Europäischen Gerichtshof 
wäre der nächste Schritt (vgl. „Vertragsverletzungsverfahren“ Art. 258 AEUV). In der Anhörung 
warnte ein Sachverständiger vor den hohen Strafzahlungen, die mit einer möglichen Klage 

 
1 Landtag NRW: Protokoll der 38. Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung, 
31.10.2024 (APr 18/688), Seite 21.  
2 Landtag NRW: Protokoll der 38. Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung, 
31.10.2024 (APr 18/725), Seite 25 bis 28. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-14581.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:61969CJ0077
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verbunden sein könnten. Denn die Summe orientiere sich an den Schäden von IT-Angriffen 
auf die Wirtschaft und die Verwaltung in Deutschland. Laut dem Digitalverband Bitkom sind im 
letzten Jahr in ganz Deutschland 178,6 Mrd. Euro Schäden durch IT-Angriffe entstanden. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Warum hat die Landesregierung die Umsetzungsfrist für die NIS-2-Richtlinie 

verstreichen lassen? 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung das Risiko einer Klage vor dem Europäischen 

Gerichtshof? 
 
3. Wie (inhaltlich und zeitbezogen) hat die Landesregierung auf Anfragen der 

Bundesregierung im Rahmen des sogenannten Verwaltungsverfahrens reagiert, das 
einer möglichen Klage der EU-Kommission vorausgeht? 

  
4. Ist die EU-Richtlinie in Nordrhein-Westfalen derzeit bereits unmittelbar anwendbar? 
 
5. Besteht die Gefahr von Schadenersatzansprüchen der Bürgerinnen und Bürger, weil die 

Umsetzungsfrist verstrichen ist, weil der Staat nach der EuGH-Rechtsprechung für 
Schäden haftet, die durch eine Verletzung seiner gemeinschaftsrechtlichen 
Verpflichtungen (hier: zur Umsetzung einer Richtlinie) verursacht werden?   

 
 
 
Dr. Werner Pfeil  
Angela Freimuth 
 


